en > 
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Geſetz-Sammlung 
für die | 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 49. 


(Nr. 7457.) Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Niederung oberhalb der 
Mühle zu Ryzin, Kreis Birnbaum. Vom 28. Juni 1869, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des Ge— 
ſetzes vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 
28. Februar 1843., was folgt: 


9. 
Die Beſitzer der durch Näſſe leidenden Wieſen und Bruchgrundſtücke ober⸗ 
halb der Mühle zu Ryzin in den Wieſenthälern 


a) unmittelbar oberhalb der Ryzin⸗Mühle längs dem Charcic⸗Bache bis zur 
Vereinigung deſſelben mit dem Groß⸗Chrzypskoer Bache in der Nähe 
von Charcic, ferner 

b) weiter oberhalb diefer Vereinigung in der Abzweigung am Groß⸗Chrzypskoer 
Bache bis zur Mühle von Klein⸗Chrzypsko auf der Südoſtſeite des Groß⸗ 
Chrzypskoer Sees, ſowie 

c) weiter oberhalb der Bachvereinigung bei a. in der Abzweigung am 
Charcie⸗Bach über den Charcic⸗See und Radziszewoer See hinaus bis 
zur bereits kaſſirten ehemaligen Mühle zu Mylin, 


werden zu einer Genoffenfchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch 
Entwäſſerung, und 9 05 mittelſt Aufhebung des Waſſerſtaues der Mühle zu 
Ryzin, mittelſt Senkung der Seewaſſerſpiegel und Regulirung der genannten 
Bäche und demnächſt durch Bewäſſerungsanlagen zu verbeſſern. 

Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Birnbaum. 


$. 2. 5 
Dem Verbande liegt ob, den von dem Bauinſpektor Schulemann unterm 
6. Februar 1869. entworfenen, bei der Prüfung in den oberen techniſchen In⸗ 
ſtanzen gebilligten Meliorationsplan zur Ausführung zu bringen. N 
Jahrgang 1869. (Nr. 7457.) 118 Die 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Juli 1869. 
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Die künftige Unterhaltung der nach dem Plane zu regulirenden Bachläufe 
und der auszuführenden Bewäſſerungsanlagen ift Sache des Verbandes. 

Der im Meliorationsplane vorgeſehene und veranſchlagte Umbau und 
reſp. Neubau dreier Brücken erfolgt auf Koſten des Verbandes. Die Unter⸗ 
haltung dieſer Brücken verbleibt dem bisher hierzu Verpflichteten. 

Der Antheil, welchen der Verband an der Unterhaltung in Folge und 
nach Verhältniß der durch ſeine Anlagen nothwendig gewordenen Erweiterung 
der Brücken zu übernehmen hat, wird im Mangel einer Einigung durch ſchieds— 
richterliches Verfahren (conf. F. 12.) feſtgeſtellt. 

Erhebliche Veränderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. 


F. 3. N 
Dem Verbande wird zur Ausführung der beabſichtigten Melioration das 
Recht zur Expropriation verliehen, insbeſondere auch zur Erwerbung des Mühlen⸗ 
ſtaurechts und der dazu gehörigen Stauanlagen der Mühle zu Ryzin. 
Darüber, welche Gegenſtände der Expropriation unterliegen, ſteht die Ent⸗ 
ſcheidung der Regierung zu Poſen zu, mit Vorbehalt eines innerhalb einer Prä⸗ 
kluſivfriſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter für die land⸗ 


wirthſchaftlichen Angelegenheiten. Die Feſtſtellung der Entſchädigungen erfolgt 1 


im Mangel der Einigung in dem $$. 45—51. des Geſetzes vom 28. Februar 
1843. bezeichneten Verfahren. N 


H. 4. b 

Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem Verbande von feinen Grund⸗ 
ſtücken diejenigen Flächen, welche zu den Behufs Regulirung der Bachläufe 
auszuführenden Durchſtichen zur Verbreiterung des Bettes, zum Bau oder zur 
Verbreiterung der Ab⸗ und Zuleitungsgräben, zur Regulirung der einmündenden 
Nebengräben, zur Ausführung neuer Vorfluthsgräben, zur Herſtellung der etwa 
nothwendigen Quellenfänge erforderlich ſind, inſoweit ohne Entſchädigung abzu⸗ 
treten, als der bisherige Nutzungswerth durch die dem Beſitzer demnächſt ver⸗ 
bleibende Grasnutzung auf den Doſſirungen und Uferwänden und durch die 
ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufälligen Vortheile aufgewogen wird. 

Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchieds⸗ 
richterlich (§. 12.) entſchieden. 

Die Bachläufe bilden bisher die Grenze für die gegenüberliegenden Ufer⸗ 
beſitzer. Die nach dem Meliorationsplane gerade gelegten Bachläufe ſollen nach 
dem Verlangen der Intereſſenten auch künftig die Grenze bilden. Es wird bei 
der Geradelegung darauf Bedacht genommen, daß die Ausgleichung möglichſt in 
Land in der Weiſe erfolge, daß jedem Beſitzer zu feinem diesſeitigen Beſitzſtande 
fo viel Terrain zufällt, als ihm für das jenſeitige Ufer abgeſchnitten wird. 
a Wo die Ausgleichung nicht vollſtändig in Land geſchehen kann, muß ſie 
im Uebrigen durch Geld erfolgen. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß 
des Rechtsweges, ebenfalls ſchiedsrichterlich (§. 12.) entſchieden. f 8 

es 
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Bezüglich der Auszahlung der Geldentſchädigungen — mögen dieſelben nach 
$. 3. in Folge ſtattgehabter Expropriationen oder nach $. 4. durch ſchiedsrichter⸗ 
liches Verfahren für Vereinsmitglieder, oder im Wege des Vergleiches feftgeftellt 
ſein — kommen die Beſtimmungen, welche durch die Kabinets⸗Orders vom 26. De⸗ 
zember 1833. und vom 8. Auguſt 1832. bezüglich der Geldentſchädigungen für 
den zu Kanälen und öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund und Boden er⸗ 


gangen ſind, zur Anwendung. ; 


§. 5. 
Die Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes und der Unterhal⸗ 
tung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen des Verbandes 
durch Geldbeiträge nach Maaßgabe des Kataſters aufgebracht. 


$. 6. 

In dem Kataſter find die betheiligten Grundſtücke nach Verhältniß des 
abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils in drei Klaſſen zu 
theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 

der J. Klaſſe zu drei Theilen, 

der II. Klaſſe zu zwei Theilen, 

der III. Klaſſe zu Einem Theile 
heranzuziehen iſt. 

Sobald der Beſitzer der Mühle zu Klein⸗Chrzypsko, welche durch die 
Senkung des Waſſerſpiegels im Chrzypskoer See einen Vortheil erlangt, mittelſt 
Veränderung des gehenden Mühlwerkes, insbeſondere des Waſſerrades, oder auf 
andere Weife das unterhalb der Mühle gewonnene Gefälle für den Mühlenbetrieb 
nutzbar macht, iſt derſelbe einen fortlaufenden entſprechenden Koſtenbeitrag zu 
leiſten verpflichtet. Die Höhe des Beitrages iſt nach einer beſtimmten Zahl von 
Normalmorgen zu bemeſſen und letztere im Mangel einer vergleichsweiſen Eini⸗ 
gung zwiſchen dem Mühlenbeſitzer und der Genoſſenſchaft durch das ſchiedsrichter⸗ 
liche Verfahren nach F. 12. feſtzuſtellen. 


8 
Die Aufſtellung des allgemeinen Kataſters erfolgt durch zwei von der Re⸗ 
gierung zu Poſen ernannte Boniteure unter Leitung des hierzu von ihr ernann⸗ 
ten Kommiſſarius. 
Den Boniteuren können nach Befinden ortskundige Perſonen beigeordnet 
werden. 
F. 8. 


Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtänden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, auszugsweiſe mitzutheilen 
und es iſt zugleich im Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, 
in welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden und dem Kommiſſarius 
eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 

Nr. 7457.) 118* Die 


— 876 — 


N Die Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu ernennen und zwar hin⸗ 
ſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtändige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtändiger zu⸗ 
geordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und der 
Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate ein⸗ 
verſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß berichtigt; anderenfalls werden die 
Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung über die Beſchwerde einge⸗ 
reicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdeführer. 5 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung iſt 
zulaſſg dagegen an den Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten 
zuläſſig. 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugeſtellt. 

Die Einziehung von Beiträgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
Verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter nach F. 7. aufgeſtellt iſt, mit Vorbe⸗ 
halt ſpäterer Ausgleichung. 

§. 9. 


Die im vorläufigen Kataſter des Feldmeſſers Hirſchfeld vom 8. Auguſt 
1868. als betheiligt nachgewieſenen See⸗ und Waſſerflächen bleiben als zur Zeit 
nicht beitragspflichtig außer Anſatz. 

5 Werden bisherige Waſſerflächen in Folge der Senkung des Waſſerſpiegels 
waſſerfrei, ſo hat der Genoſſenſchaftsvorſtand den Umfang der diesfälligen 
en nach Ablauf eines Jahres nach Ausführung der Seeſenkung feſtſtellen 
zu laſſen. 

Nach Ablauf von vier Jahren nach Ausführung der Seeſenkung ſind die 
waſſerfrei gewordenen früheren Seeflächen nach dem in §. 5—8. geordneten 
Verfahren einzuſchätzen und nach Feſtſtellung der Beitragspflichtigkeit und Ein⸗ 
ſchätzung nachträglich in das Kataſter aufzunehmen. Nach erfolgter Aufnahme 
in das Kataſter haben die Beſitzer der diesfälligen Flächen an Neubaukoſten, 
d. i. an Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes, pro Morgen den 
gleichen Betrag, welcher pro Morgen der gleichen Klaſſe von den übrigen Ver⸗ 
bandsmitgliedern aufgebracht worden iſt, nachträglich zur Verbandskaſſe zu 
zahlen. Die ſolchergeſtalt eingehenden Nachzahlungen ſind nach Bedürfniß des 
Verbandes zu verwenden. Von dem nach erfolgter Aufnahme in das Kataſter 
nächſten 1. Januar ab nehmen die Beſitzer der nachträglich kataſtrirten früheren 
Seeflächen an der Unterhaltung der Verbandsanlagen Antheil und zwar in dem⸗ 


ſelben Verhältniſſe, wie die Beſitzer der übrigen beitragspflichtigen Flächen der 5 . 


gleichen Kataſterklaſſen. 1 
Gleichzeitig mit der vorgedachten Kataſtrirung der waſſerfrei gewordenen 
früheren Seeflächen erfolgt eine Reviſion des allgemeinen Beitragskataſters nach 


den Vorſchriften der HF. 6—8., jedoch ohne die vorerwähnte Nachzahlung der 


Beiträge von den waſſerfrei gewordenen Flächen zu berühren. Dies 1 
N A⸗ 
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Kataſter tritt mit dem nächſten 1. Januar nach erfolgter Ausfertigung durch die 
Regierung zu Poſen für die von da ab fälligen Beitragsleiſtungen in Kraft. 
Eine Beitrags ausgleichung für die abgelaufene Kataſterperiode nach dem re⸗ 
vidirten Kataſter findet nicht ſtatt. 


§. 10. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft ſteht der Sozietätsdirektor. Der Land⸗ 
rath des Birnbaumer Kreiſes ſoll zugleich Sozietätsdirektor fein. Ihm liegt 
die Handhabung der Polizei zum Schutze der Verbandsanlagen ob. 

Derſelbe iſt befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der zum Schutz 
der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafen bis zu fünf Thalern 
Geldbuße vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mal 1852. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 349). Die vom Sozietätsdirektor allein, nicht vom Polizei⸗ 
richter, feſtgeſetzten Geldſtrafen fließen zur Verbandskaſſe. 

Der Sozietätsdirektor führt ferner die Verwaltung nach den Beſtimmungen 
dieſes Statuts und nach den Beſchlüſſen des Vorſtandes und vertritt die Genoſſen⸗ 
ſchaft in allen Angelegenheiten, auch dritten Perſonen und Behörden gegenüber, 
in und außer Gericht, wenn es nöthig werden ſollte. 

Er hat insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 
Plänen zu veranlaſſen und diefelben zu beaufſichtigen; 

b) die Hebeliften anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Säumigen 
eventuell — gleichwie bei allen übrigen auf Grundſtücken haftenden öffent⸗ 
lichen Laſten — durch adminiſtrative Exekution zur Verbandskaſſe einzu⸗ 
ziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
zu revidiren; 

e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen. 

Dem Sodzietätsdirektor wird ein Vorſtand von zwei durch die Genoſſen⸗ 
ſchaft gewählten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des Sozietäts⸗ 
direktors nach Stimmenmehrheit verbindende Beſchlüſſe für die Sozietät zu faſſen, 
den Direktor in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen und das Beſte der Sozietät 
überall wahrzunehmen hat. In Behinderungsfällen wird jedes Vorſtandsmitglied 
durch je einen von der Genoſſenſchaft gewählten Stellvertreter vertreten. 

Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehört die Theilnahme dreier Perſonen, 
des Sozietätsdirektors und der beiden Vorſtandsmitglieder, oder eines oder beider 
Stellvertreter. 

Die Ausführung der Beſchlüſſe fteht dem Sozietätsdirektor zu. 

In Behinderungsfällen läßt der Sozietätsdirektor die Angelegenheiten der 
Genoſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu 
ernennenden Stellvertreter leiten. 


$ 11. 


Bei der Wahl der beiden Vorſtandsmitglieder und der beiden Stellvertreter 
hat jeder Beſitzer eines betheiligten Rittergutes oder eines außerhalb des Gemeinde⸗ 
(Nr. 7457.) ver⸗ 
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verbandes ſtehenden Gutes, ſowie jeder Vorſteher derjenigen Gemeinden, aus 
deren Gemeindebezirken Grundſtücke im Meliorationsgebiete liegen, für je zehn 
volle, auf Normalboden (erſter Klaſſe) reduzirte Morgen des zu den bezeichneten 
Gütern oder zur Gemeinde gehörigen hetheiligten Beſitzſtandes Eine Stimme. So 
lange das Kataſter nicht nach $. 8. definitiv feſtgeſtellt worden, iſt lediglich die 
Morgenzahl der im vorläufigen Kataſter (§. 9.) als betheiligt aufgenommenen 
Flächen für die Berechnung der zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. 

Die bezeichneten Wähler wählen entweder perſönlich oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte, reſp. durch ihre geſetzlichen Vertreter. 

Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo 
ſind für jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche in 
der vorhergegangenen Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten hatten, 
auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre, alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte aus, 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnächſt nach dem Dienſtalter. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 

Der Sozietätsdirektor iſt Wahlkommiſſarius und ſtellt die Wahlliſten feſt. 
Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem Wahlverfahren, 
ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl gelten analog die Vor⸗ 
ſchriften über Gemeindewahlen. 


$. 12. 
Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das Eigen⸗ 
thum von Gkundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund⸗ 
Nc und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
echtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur Ent⸗ 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit 
nicht im F. 3. in Betreff des Entſchädigungsverfahrens etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdirektor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. a 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Der unterliegende Theil trägt die Koſten. 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 


einen Schiedsrichter wählen und daß die Regierung den Obmann beſtimmt, wel⸗ 1 


cher den Vorſitz führt. 

Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur großjährige, verfügungs⸗ 

fähige, unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, gewählt werden. 

Wenn von dem oder den mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen 
vier 


en 
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vier Wochen vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vor⸗ 
ſtandes dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt 
die Wahl deſſelben durch die Regierung. Wenn von mehreren gleichbetheiligten 


Rekurrenten einzelne ſich der Wahl enthalten, ſo ſind ſie an die Wahl der 
übrigen gebunden. 


§. 13. 


Nach beendeter Ausführung des Meliorationsplanes findet alljährlich 
zwiſchen Saat⸗ und Erntezeit eine Hauptſchau und, ſo oft es erforderlich iſt, im 
September eine Nachſchau der Anlagen Seitens des Vorſtandes ſtatt. 

Der Sozietätsdirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er legt 
dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtände mit ihrer Beſchreibung zu Grunde 
und zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden, oder er es für nöthig hält, zu. 

Der Vorſtand ſetzt demnächſt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen ſoll. 

$. 14. 


Der Verband iſt dem Oberauffichtsrechte des Staates unterworfen. Dieſes 
Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizeibehörde und in höherer 
Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehand⸗ 
habt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem Umfange und 
mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 


. 15. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landesherrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 


J 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 28. Juni 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter: 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


Ar. 74577458.) (Nr, 7458.) 
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(Nr, 7458.) Statut der Genoſſenſchaft für die Melioration der Niederung oberhalb der 
Mühle zu Lutom, Kreis Birnbaum. Vom 28. Juni 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des 
Geſetzes vom 11. Mai 1853. und der $$. 56. und 57. des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
bruar 1843., was folgt: 


. 


Die Beſitzer der oberhalb der Mühle zu Lutom durch Näſſe leidenden 
Wieſen und Bruchgrundſtücke in den Wieſenthälern 


a) am Lutomer Bach, von der Lutomer Mühle aufwärts bis zum Bialczer⸗See , 

p) am Ryziner Bach, vom Bialczer⸗See aufwärts bis zur Ryzin⸗Mühle / 

e) am Lezeebache, vom Bialczer⸗See aufwärts bis zur Lezecmühle, 
werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtücke durch 
Entwäſſerung, und zwar durch Aufhebung des Waſſerſtaues der Mühle zu Lutom, 
durch Senkung des Waſſerſpiegels des Bialczer⸗Sees, durch eine Regulirung der 
genannten Bäche und demnächſt durch Bewäſſerungsanlagen zu verbeſſern. g 


Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Birnbaum. 


$. 2. 

Dem Verbande liegt ob, den von dem Bauinſpektor Schulemann unterm 
26. Januar 1869. entworfenen, bei der Prüfung in den oberen techniſchen Inſtanzen 
gebilligten Meliorationsplan zur Ausführung zu bringen. 

Die künftige Unterhaltung der nach dem Plane zu regulirenden Bachläufe, 
der auszuführenden Bewäſſerungsanlagen und der über den Lezeebach zwifchen 
Station 43. und 44. des Spezialplanes vom Verbande neu zu erbauenden 
Brücke iſt Sache des Verbandes. 


Erhebliche Veränderungen des Meliorationsplanes, welche im Laufe der 
Ausführung nothwendig erſcheinen, dürfen nur mit Genehmigung des Miniſters 
für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten vorgenommen werden. ; 


§. 3. 


Dem Verbande wird zur Ausführung der beabſichtigten Melioration das 
Recht zur Expropriation verliehen, insbeſondere auch zur Erwerbung des Mühlen⸗ 
Raurechtes und der dazu gehörigen Stauanlagen der Mühle zu Lutom. N 


Darüber, welche Gegenſtände der Expropriation unterliegen, ſteht die Ent⸗ 


ſcheidung der Regierung zu Poſen zu mit Vorbehalt eines innerhalb einer Präkluſiv⸗ i 


friſt von ſechs Wochen einzulegenden Rekurſes an den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten. ER Di 1 
ie 


rr 


heranzuziehen it. 


„ BEE 
Die Feſtſtellung der Entſchädigungen erfolgt im Mangel der Einigung 
in dem §9. 45 — 51. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. bezeichneten Verfahren. 


§. 4. 

Jedes Verbandsmitglied iſt verpflichtet, dem Verbande von ſeinen Grund⸗ 
ſtücken diejenigen Flächen, welche zu den Behufs Regulirung der Bachläufe aus⸗ 
zuführenden Durchſtichen zur Verbreiterung des Bettes, zum Bau oder zur Ver⸗ 
breiterung der Ab- und Zuleitungsgräben, zur Regulirung der einmündenden 


Nebengräben, zur Ausführung neuer Vorfluthsgräben, zur Herſtellung der etwa 


nothwendigen Quellenfänge erforderlich ſind, inſoweit ohne Entſchädigung abzu⸗ 

treten, als der bisherige Nutzungswerth durch die dem Beſitzer demnächſt ver⸗ 

bleibende Grasnutzung auf den Doſſirungen und Aferwänden und durch die 

ſonſtigen aus dem Bau erwachſenden zufälligen Vortheile aufgewogen wird. 

en werden, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich 
. 12.) entſchieden. 

Die Bachläufe bilden bisher die Grenze für die gegenüberliegenden Ufer⸗ 
beſitzer. Die nach dem Meliorationsplane gerade gelegten Bachläufe ſollen nach 
dem Verlangen der Intereſſenten auch künftig die Grenze bilden. Es wird bei 
der Geradelegung darauf Bedacht genommen, daß die Ausgleichung möglichſt 
in Land in der Weiſe erfolge, daß jedem Beſitzer zu feinem diesſeitigen Beſitz⸗ 
ſtande foviel Terrain zufällt, als ihm für das jenſeitige Ufer abgeſchnitten wird. 
Wo die Ausgleichung nicht vollſtändig in Land geſchehen kann, muß ſie im 
Uebrigen durch Geld erfolgen. Streitigkeiten hierüber werden, mit Ausſchluß 
des Rechtsweges, ebenfalls ſchiedsrichterlich ($. 12.) entſchieden. 

Bezüglich der Auszahlung der Geldentſchädigungen — mögen dieſelben 
nach $. 3. in Folge ſtattgehabter Expropriationen oder nach §. 4. durch ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren für Vereinsmitglieder, oder im Wege des Vergleiches 
feſtgeſtellt fein — kommen die Beſtimmungen, welche durch die Kabinets⸗Orders 
vom 26. Dezember 1833. und vom 8. Auguſt 1832, bezüglich der Geldentſchä⸗ 


a 110 1 für den zu Kanälen und öffentlichen Flußbauten abgetretenen Grund 


und Boden ergangen ſind, zur Anwendung. 


5. 

Die Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes und der Unterhaltung 
der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von den Genoſſen des Verbandes durch 
Geldbeiträge nach Maaßgabe des Kataſters aufgebracht. 


H. 6. 
| In dem Kataſter ſind die betheiligten Grundſtücke nach Verhältniß des 
abzuwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils in drei Klaſſen zu 
theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 
der J. Klaſſe zu drei Theilen, 
der II. Klaſſe zu zwei Theilen, 
der III. Klaſſe zu Einem Theile 
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NER 
Die Aufſtellung des allgemeinen Kataſters erfolgt durch zwei von der 
Regierung zu Poſen ernannte Boniteure unter Leitung des hierzu von ihr er⸗ 
nannten Kommiſſarius. ver 
Den Boniteuren können nach Befinden ortskundige Perſonen beigeordnet 
werden. 
§. 8. 
Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindeporſtänden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, auszugsweiſe mitzutheilen 
und es iſt zugleich im Amtsblatte eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu machen, 
in welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtänden und dem Kommiſſarius 
eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht werden kann. 
Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen Sach⸗ 
verſtändigen zu unterſuchen. 
Die Sachverſtändigen ſind von der Regierung zu ernennen, und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalls ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der ökonomiſchen Fragen zwei 


landwirthſchaftliche Sachverſtändige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtändiger zu 


geordnet werden kann. 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Reſultate 
einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß berichtigt / anderenfalls werden die 
Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung über die Beſchwerde einge⸗ 
reicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdeführer. = 
Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
lee e an den Minifter für die landwirthſchaftlichen Angelegen⸗ 
heiten zuläffig. 5 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugeſtellt. a 

Die Einziehung von Beiträgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
verfahrens erfolgen, ſobald das Kakaſter nach F. 7. aufgeſtellt iſt, oder auch ſchon 
früher, falls das Bedürfniß dazu vorliegt, nach Verhältniß der Fläche der in 
dem Beſitzſtands⸗Regiſter des Feldmeſſers Meermann vom 17. Juli 1868. als 
betheiligt aufgenommenen Grundſtücke, jedoch mit Ausſchluß der Seeflächen. In 
beiden Fällen bleibt die ſpätere Ausgleichung der gezahlten Beiträge nach dem 
feſtgeſtellten Kataſter vorbehalten. ! 


. 9 

Die im vorbezeichneten Beſitzſtandsregiſter als betheiligt nachgewieſenen 

See⸗ und Waſſerflächen bleiben als zur Zeit nicht beitragspflichtig außer Anſa. 
Werden bisherige Waſſerflächen in Folge der Senkung e 
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waſſerfrei, fo hat der Genoſſenſchaftsvorſtand den Umfang der diesfälligen Flächen 


nach Ablauf eines Jahres nach Ausführung der Seeſenkung feſtſtellen zu laſſen. 

Nach Ablauf von vier Jahren nach Ausführung der Seeſenkung ſind die 
waſſerfrei gewordenen früheren Seeflächen nach dem in $$. 5. bis 8. geordneten 
Verfahren einzuſchätzen, und nach Feſtſtellung der Beitragspflichtigkeit und Ein⸗ 
ſchätzung nachträglich in das Kataſter aufzunehmen. Nach erfolgter Aufnahme 
in das Kataſter haben die Beſitzer der diesfälligen Flächen an Neubaukoſten, 
d. i. an Koſten der Ausführung des Meliorationsplanes, pro Morgen den gleichen 
Betrag, welcher pro Morgen der gleichen Klaſſe von den übrigen Verbands⸗ 
mitgliedern aufgebracht worden iſt, nachträglich zur Verbandskaſſe zu zahlen. 
Die ſolchergeſtalt eingehenden Nachzahlungen ſind nach Bedürfniß des Verbandes 
zu verwenden. 

Von dem nach erfolgter Aufnahme in das Kataſter nächſten 1. Januar 
ab nehmen die Beſitzer der nachträglich kataſtrirten früheren Seeflächen an der 
Unterhaltung der Verbandsanlagen Antheil, und zwar in demſelben Verhältniſſe, 
wie die Beſitzer der übrigen beitragspflichtigen Flächen der gleichen Kataſterklaſſen. 

Gleichzeitig mit der vorgedachten Kataſtrirung der waſſerfrei gewordenen 
früheren Seeflächen erfolgt eine Reviſion des allgemeinen Beitragskataſters nach 
den Vorſchriften der $$. 6—8., jedoch ohne die vorerwähnte Nachzahlung der 
Beiträge von den waſſerfrei gewordenen Flächen zu berühren. Dies revidirte 
Kataſter tritt mit dem nächſten 1. Januar nach erfolgter Ausfertigung durch die 
Regierung zu Poſen für die von da ab fälligen Beitragsleiſtungen in Kraft. 
Eine Beitragsausgleichung für die abgelaufene Kataſterperiode nach dem revi⸗ 
dirten Kataſter findet nicht ſtatt. 


F. 10. 


An der Spitze der Genoſſenſchaft fteht der Sozietätsdirektor. 

Der Landrath des Birnbaumer Kreiſes ſoll zugleich Sozietätsdirektor ſein. 
Ihm liegt die Handhabung der Polizei zum Schutze der Verbandsanlagen ob. 

Derſelbe iſt befugt, wegen der polizeilichen Uebertretungen der zum Schutz 


der Verbandsanlagen beſtehenden Vorſchriften die Strafen bis zu fünf Thalern 


Geldbuße vorläufig feſtzuſetzen nach dem Geſetze vom 14. Mai 1852. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 349.). 
Die vom Sozietätsdirektor allein, nicht vom Polizeirichter, feſtgeſetzten 


Geldstrafen fließen zur Verbandskaſſe. 


Der Sozietätsdirektor führt ferner die Verwaltung nach den Beſtimmungen 


dieſes Statuts und nach den Beſchlüſſen des Verbandes und vertritt die Genoſſen⸗ 


ſchaft in allen Angelegenheiten auch dritten Perſonen und Behoͤrden gegenüber, 
in und außer Gericht, wenn es nöthig werden ſollte. Er hat insbeſondere: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 

Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beaufſichtigen; 

b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben und von den Säu⸗ 

migen event. — gleichwie bei allen übrigen auf Grundſtücken haftenden 

öffentlichen Laſten — durch adminiſtrative Crekution zur Verbandskaſſe i 
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einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſen⸗ 
verwaltung zu revidiren lannadnlan dn n 


e) den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen und die Urkunden 
derſelben zu unterzeichnen, 8 


Dem Sodzietätsdirektor wird ein Vorſtand von zwei durch die Genoſſen⸗ 
ſchaft gewählten Mitgliedern beigeordnet, welcher unter dem Vorſitze des Sozietäts⸗ 
direktors nach Stimmenmehrheit verbindende Beſchlüſſe für die Sozietät zu faſſen, 
den Direktor in ſeiner Geſchäftsführung zu unterſtützen und das Beſte der Sozietät 
überall wahrzunehmen hat. 

In Behinderungsfällen wird jedes Vorſtandsmitglied durch je einen von 
der Genoſſenſchaft gewählten Stellvertreter vertreten. 

Zur Verbindlichkeit des Beſchluſſes gehört die Theilnahme dreier Perſonen, 
5 We und der beiden Vorſtandsmitglieder, oder eines oder beider 

tellvertreter. 


Die Ausführung der Beſchlüſſe ſteht dem Sozietätsdirektor zu. 

In Behinderungsfällen läßt der Sozietätsdirektor die Angelegenheiten der 
Genoſſenſchaft durch einen von ihm aus der Zahl der Vorſtandsmitglieder zu 
ernennenden Stellvertreter leiten. 


6. 11. 


Bei der Wahl der beiden Vorſtandsmitglieder und der beiden Stellvertreter 
hat jeder Beſitzer eines betheiligten Rittergutes oder eines außerhalb des Gemeinde⸗ 
verbandes ſtehenden Gutes, ſowie jeder Vorſteher derjenigen Gemeinden, aus 
deren Gemeindebezirken Grundſtücke im Meliorationsgebiete liegen, für je zehn 
volle, auf Normalboden lerſter Klaſſe) veduzixte Morgen des zu den Ae 
Gütern oder zur Gemeinde gehörigen betheiligten Beſitzſtandes Eine Stimme. 

So lange das Kataſter nicht nach $. 8. definitiv feſtgeſtellt worden, iſt 
lediglich die Morgenzahl der im vorläufigen Kataſter ($. 9.) als betheiligt auf⸗ 
genommenen Flächen für die Berechnung der zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. 

Die bezeichneten Wähler wählen entweder perſönlich oder durch Bevoll⸗ 
mächtigte, reſp. durch ihre geſetzlichen Vertreter. f E 

Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo 
ſind für jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche in 
der vorhergehenden Abſtimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten hatten, 
auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre, alle drei Jahre fi eidet die Hälfte aus, 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnächſt nach dem Dienſtalter. 

Die Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. | | 


Der Sozetätedirektor it Wahltommiffurius und ftelt die Wahlliſten feſt 4 


Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande. Bei dem | a . 
N 8 eo, A 


ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl gelten analog die Vorſchrif⸗ 
ten über Gemeindewahlen. 


9.612 


Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes über das Eigen⸗ 
thum von Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang von Grund⸗ 
Nea und anderen Nutzungsrechten, und über beſondere, auf ſpeziellen 
techtstiteln beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehören zur Ent⸗ 
ſcheidung der ordentlichen Gerichte. 


Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 


bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 


betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden, ſoweit 
nicht im $. 3. in Betreff des Entſchädigungsverfahrens etwas Anderes beſtimmt iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs an 
ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung des 
Beſcheides an gerechnet, bei dem Sozietätsdirektor angemeldet werden muß. 

Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet nach 
Stimmenmehrheit. | 
8 8 18 weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil trägt 
ie Koſten. 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 
einen Schiedsrichter wählen, und daß die Regierung den Obmann beſtimmt, 
welcher den Vorſitz führt. Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts können nur groß⸗ 
jährige, verfügungsfähige, unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehören, 
gewählt werden. Wenn von dem oder den mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten 
nicht binnen vier Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung 
des Vorſtandes, dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, fo 
erfolgt die Wahl deſſelben durch die Regierung. Wenn von mehreren gleich⸗ 
betheiligten Rekurrenten einzelne ſich der ahl enthalten, jo find fie an die Wahl 
der übrigen gebunden. 

5 $. 13. 


Nach beendeter Ausführung des Meliorationsplanes findet alljährlich zwiſchen 
Saat- und Erndtezeit eine Hauptſchau und, ſo oft es erforderlich iſt, im Sep⸗ 
tember eine Nachſchau der Anlagen Seitens des Vorſtandes ſtatt. 

Der Sozietätsdirektor ſchreibt die Schau aus und leitet dieſelbe. Er legt 
dabei ein Verzeichniß der Schaugegenſtände mit ihrer Beſchreibung zu Grunde 
und zieht die Betheiligten, ſofern ſie ſich melden, oder er es für nöthig hält, zu. 

Der Vorſtand ſetzt demnächſt feſt, was zur Unterhaltung der vorhandenen 
Anlagen geſchehen foll. f 


§. 14. 

. Der Verband iſt dem Oberauffichtsrechte des Staates unterworfen. Dieſes 
Recht wird durch die Regierung zu Poſen als Landespolizeibehörde und in 
höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten ge⸗ 
Fr. 74587459.) hand⸗ 
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handhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts und im Uebrigen in dem Umfange und 
mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehörden der Gemeinden 
zuſtehen. a 1 Jh 

$. 15. 


Abänderungen dieſes Statuts können nur unter landes herrlicher Genehmi⸗ 
gung erfolgen. we 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 981 


Gegeben Schloß Babelsberg, den 28. Juni 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 


Für den Juſtizminiſter: 
v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7459.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
5 „Stolper Stallbau⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Stolp errichteten 
Aktiengeſellſchaft. Vom 10. Juli 1869. ö 


Des Königs Majeftät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 5. Juli 1869. 
die Errichtung einer dene unter der Firma: „Stolper Stallbau⸗ 
Aktiengeſellſchaft!“ mit dem Sitze zu Stolp, ſowie deren Statut vom 12. Juni 
1869. zu genehmigen geruht. 4 

Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Cöslin bekannt gemacht werden. A 

Berlin, den 10. Juli 1869. ) 


Der Minifter fin Handel, Gewerbe und Öffentliche Arbeiten. 
Im Auftrage: | 
Moſer. 
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why einen. dr Alb fe H ae ba Wen 
„Hannoverſche Bergwerks⸗Aktiengeſellſchaft“ mit dem Size 5 Ber 
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Das Königs Maſe sftät haben mittelſt Allerhö öchſten Erlaſſes vom 26. Jun i 18699 

die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Hannoverſche Bergwerks. . 

f 16000 dee ae mit dem Sitze zu Bochum, ſowie deren aa vom 6. Juni 5 
1869. zu genehmigen geruht. 1 Nine 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statute wird 17 0 das Anett der 5 
Königlichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht werden. 2 


Berlin, den 10. Juli 1869. 
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(Nr. 7461.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung des von dem Rhein- 
Ruhr⸗Kanal⸗Aktienvereine zu Duisburg gefaßten Beſchluſſes wegen Ab- 
änderung des F. 25. des Geſellſchaftsſtatuts. Vom 12. Juli 1869. 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 21. Juni 
1869. den in der notariellen Verhandlung vom 14. April d. J. verlautbarten 
Beſchluß des Rhein⸗Ruhr⸗Kanal⸗Aktienvereins zu Duisburg wegen Abänderung 
des F. 25. des Geſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. er Allerhöchſte 
Erlaß nebſt der genehmigten Statutänderung wird durch das Amtsblatt der 
Königlichen Regierung zu Düſſeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 12. Juli 1869. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und 
\ öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: Im Auftrage: 
Meinecke. Moſer. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums, 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


